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- Drucksache IV/3413 - 


Die Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollinann, Dr. Zimmer, 
Kuntscher und Genossen beantworte ich im Einvernehmen mit 
dem Herrn Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte wie folgt: 

Zu 1. 

Das Gesetz vom 1. September 1953 betreffend das Abkommen 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 ver- 
leiht den ausländischen Flüchtlingen einen international ver- 
einbarten besonderen Rechtsstatus, der das Aufenthalts- und 
Asylrecht in der Bundesrepublik Deutschland umfaßt und dar- 
über hinaus auf bestimmten Lebensgebieten einen Anspruch 
auf die gleiche Behandlung v/ie deutsche Staatsangehörige, im 
übrigen den Anspruch auf möglichst günstige allgemeine Aus- 
länderbehandlung zum Inhalt hat. Der letztere Anspruch be- 
sagt, daß ausländische Flüchtlinge mindestens ebenso günstig 
gestellt werden müssen, wie die am meisten begünstigten an- 
deren Ausländer in der Bundesrepublik Deutschland mit Aus- 
nahme derjenigen, denen kraft zwischenstaatlicher Verträge 
oder auf Grund supranationaler Bestimmungen eine besondere 
Vorzugsstellung eingeräumt ist. Andererseits stellt das grund- 
sätzlich auf Dauer gewahrte Aufenthaltsrecht der ausländischen 
Flüchtlinge in der Bundesrepublik Deutschland eine Begünsti- 
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giing dar, welche ihre Rechtsstellung insgesamt noch vorteil- 
hafter gestaltet, als diejenige aller anderen Gruppen von Aus- 
ländern mit Ausnahme nur derjenigen, die unter das Gesetz 
über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer im Bundes- 
gebiet vom 25. April 1951 fallen. 

Dieses Gesetz stellt die von ihm erfaßten Ausländer in ihrer 
Rechtsstellung auf nahezu allen Lebensgebieten den deutschen 
Staatsangehörigen gleich. Die Gleichstellung findet ihre Gren- 
zen nur an denjenigen RedRen, die — wie z. B. das Wahlrecht — 
ihrem Wesen nadi an die deutsche Staatsangehörigkeit ge- 
knüpft sind. 

Die genannten Gesetze haben die rechtlichen Voraussetzungen 
dafür geschaffen, daß ausländische Flüchtlinge und heimatlose 
Ausländer sich in der Bundesrepublik Deutschland eine neue 
Existenzgrundlage schaffen konnten. Sie leben im allgemeinen 
wirtschaftlich und sozial gesichert und unterscheiden sich inso- 
weit nicht von den deutschen Staatsangehörigen. Ihr kulturel- 
les Eigenleben ist gewährleistet. Letztlich hängt es indessen 
vom einzelnen Ausländer ab, wie er sich in seine Umwelt auf 
deutschem Boden einfügt. 

Die erfolgreichen Bemühungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land um die ausländischen Flüchtlinge und heimatlosen Aus- 
länder sind auch wiederholt international, so vor allem durch 
den Hohen Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen, an- 
erkannt worden. 


Zu 2. 

Das Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge ist für 
die Bundesrepublik Deutschland am 1. Dezember 1953 in Kraft 
getreten. Seit diesem Zeitpunkt sind in der Bundesrepublik 
Deutschland über 20 600 Ausländer als ausländische Flüchtlinge 
anerkannt worden. 

Zu 3. 

Nach dem mir vorliegenden Zahlenmaterial sind bis Ende 1963 
in der Bundesrepublik Deutschland 13 985 heimatlose Auslän- 
der und 3503 ausländische Flüchtlinge eingebürgert worden. 
Infolge gewisser in der Vergangenheit liegender Erfassungs- 
lücken kann jedoch davon ausgegangen werden, daß die Zahl 
der Einbürgerungen von Angehörigen dieser Personenkreise 
tatsächlich wesentlich höher liegt. Uber die Zahl der noch nicht 
erledigten Einbürgerungsanträge, deren Bearbeitung den zu- 
ständigen Behörden der Länder obliegt, kann ich nichts aus- 
sagen, weil erst die erledigten Anträge statistisch erfaßt wer- 
den. 
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Zu 4. 

§ 21 des Gesetzes über die Rechtsstellung heimatloser Aus- 
länder im Bundesgebiet bestimmt ausdrücklich, daß bei der 
Prüfung der Einbürgerungsanträge das besondere Schicksal der 
heimatlosen Ausländer berücksichtigt werden soll. Auch die 
Eigenschaft als ausländischer Flüchtling findet im Rahmen der 
Ausübung des behördlichen Ermessens bei der Entscheidung 
über Einbürgerungsanträge gebührende Berücksichtigung. Mit- 
hin ermöglicht es schon das geltende Recht, berechtigten Inter- 
essen der heimatlosen Ausländer und ausländischen Flücht- 
linge in ausreichendem Maße entgegenzukommen. 


Höcherl 



